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Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 13. März 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über das auf Arbeits- 
verhältnisse innerhalb der Gemeinschaft anzuwendende 
Konfliktsrecht. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Februar 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über das auf Arbeitsverhältnisse innerhalb der Gemeinschaft 
anzuwendende Konfliktsrecht 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 49, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 

und in Erwägung folgender Gründe: 

Nach einer Reihe von Durchführungsmaßnahmen 
ist mit Verordnung des Rates (EWG) Nr. 1612/68 
vom 15. Oktober 1968 und Richtlinie des Rates Nr. 
68/360/EWG vom 15. Oktober 1968 im wesentlichen 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer verwirklicht 
worden. Mit den vom Rat in Anwendung der allge- 
meinen Programme für die Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs verabschiedeten Richtlinien 
wird im wesentlichen die Freizügigkeit der Staatsan- 
gehörigen der Mitgliedstaaten, die eine selbstän- 
dige Tätigkeit in Handel, Industrie oder Handwerk 
ausüben, gewährleistet. 

Da die Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft 
über eine größere Freizügigkeit verfügen als bisher, 
ist durch geeignete Maßnahmen die Rechtssicherheit 
der Arbeitsbeziehungen zu gewährleisten. 

Beim gegenwärtigen Stand des jeweiligen Rechts 
in den Mitgliedstaaten sind die das Kollisionsrecht 
betreffenden Bestimmungen des internationalen Pri- 
vatrechts dermaßen verschieden, daß die gleichen 
Arbeitsbeziehungen durch mehrere Rechtsordnungen 
unterschiedlich geregelt werden können. 

Diese Situation kann die Freizügigkeit behindern; 
folglich sind in diesem Bereich einheitliche Form- 
vorschriften unter Ausklammerung dos materiellen 
Rechts auszuarbeiten. 

Dieses Ziel läßt sich erreichen, wenn gundsätzlich 
das Territorialitätsprinzip zugrundegelegt wird, zu- 
sammen mit einer Anzahl von ausdrücklich und ein- 
schränkend vorgesehenen Ausnahmen, welche die 
freie Wahl des für die Vertragsparteien in ihrem 
jeweiligen Interesse anwendbaren Rechts erlauben, 
ohne jedoch die Anwendung der Vorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die öffentliche Ordnung, Sicher- 
heit und Gesundheit beeinträchtigen zu können. 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Diese Verordnung findet Anwendung auf die Arbeits- 
verhältnisse zwischen Arbeitnehmern, die Staats- 
angehörige eines Mitgliedstaates der Gemeinschaft 
sind, und Arbeitgebern, die ohne Rücksicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit eine Tätigkeit innerhalb der 
Staaten ur\d Gebiete ausüben, in denen die auf 
Grund der Artikel 48 und 49 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
erlassenen Rechtsvorschriften über die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft gel- 
ten. Sie findet auch auf die Arbeitnehmer Anwen- 
dung, die, ohne Staatsangehörige eines Mitglied- 
staates zu sein, eine Tätigkeit im Arbeitsverhältnis 
gemäß Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 
1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 ausüben. 


Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung sind zu verstehen 

— unter dem Begriff „Arbeitsrechtsordnung'' alle 
arbeitsrechtlichen Gesetze und Verwaltungs- 
vorschriften, die Tarifverträge, soweit sie für den 
betreffenden Arbeitnehmer gelten sowie die 
Usancen des Arbeitslebens; 

— unter dem Begriff „Beschäftigungsbetrieb" der 
Betrieb, die Niederlassung oder der sonstige 
Arbeitsplatz, wo der Arbeitnehmer regelmäßig 
und tatsächlich seine Arbeit verrichtet. 


Artikel 3 

(1) Auf Arbeitsverhältnisse im Sinne des Artikels 1 
ist ungeachtet des Wohnortes der Arbeitsvertrags- 
parteien, des Sitzes der Unternehmensverwaltung 
oder des Ortes des Vertragsabschlusses die Arbeits- 
rechtsordnung des Staates anzuwenden, in dem sich 
der Beschäftigungsbetrieb befindet. 

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen in den Ar- 
tikeln 4 bis 6 sind Abweichungen von dieser Vor- 
schrift unzulässig. Entgegenstehende Vereinbarun- 
gen sind von Rechts wegen nichtig. 
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A r t i k e 1 4 

(1) Gehören zu einem Unternehmen, das seinen 
Sitz in einem Mitgliedstaat hat, Betriebe in einem 
anderen Mitgliedstäat, so kann für Arbeitnehmer, 
die aus dem Staat des Unternehmenssitzes in diese 
Betriebe versetzt werden, anstelle der am Ort des 
Beschäftigungsbetriebes geltenden Arbeitsrechtsord- 
nung die Anwendung der am Unternehmenssitz gel- 
tenden Arbeitsreditsordnung unter folgenden Vor- 
aussetzungen vereinbart werden; 

1. Die Vereinbarung bedarf der Schriftform. 

2. Durch die Vereinbarung der am Unternehmens- 
sitz geltenden 'Arbeitsrechtsordnung darf auf kei- 
nen Fall die zwingende Anwendung folgender am 
Ort des Betriebes bestehender gesetzlicher, kollek- 
tivvertraglicher oder gewohnheitsrechtlicher Vor- 
schriften ausgeschlossen werden: 

a) Vorschriften über Arbeitsverbote an Sonn- und 
Feiertagen; 

b) Vorschriften über die tägliche und wöchent- 
liche Maximalarbeitszeit sowie über die Zu- 
lassung von Ausnahmen; 

c) Vorschriften über Arbeitsverbote für Kinder, 
Jugendliche und Frauen; 

d) Vorschriften über die Unfallverhütung und Ar- 
beitshygiene-, 

e) Vorschriften über behördliche Genehmigungs- 
vorbehalte zur Beendigung des Arbeitsverhält- 
nisses, soweit diese Genehmigungsvorbehalte 
der Verhütung von Arbeitslosigkeit dienen; 

f) Vorschriften über den gesetzlichen oder kollek- 
tivvertraglich garantierten Mindestlohn und 
die Lohnzahlung; 

g) Vorschriften über Mindesturlaub; 

h) Vorschriften über die Nichtigkeit bestimmter 
Klauseln in Arbeitsverträgen; 

i) Vorschriften über die allgemeine Ordnung 
des Betriebes, den betriebsärztlichen Dienst, 
die Ausübung gewerkschaftlicher Rechte, die 
Betriebsvertretung der Arbeitnehmer und den 
besonderen Schutz der Mitglieder der Betriebs- 
vertretung. 

(2) Jeder Mitgliedstaat ist berechtigt, durch einen 
Akt seiner Gesetzgebung die Anwendung der am 
ausländischen Unternehmenssitz geltenden Rechts- 
ordnung innerhalb seines Hoheitsgebietes insoweit 
weitergehend einzuschränken, als es die Öffentliche 
Ordnung, die öffentliche Sicherheit oder die Gesund- 
heit unbedingt erfordern. Derartige Einschränkungen 
dürfen zu den auf Grund der Artikel 48 und 49 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft erlassenen Rechtsvorschriften 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer nicht in 
Widerspruch stehen. Jede derartige Einschränkung 
ist der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten durch die Regierung des Mitgliedstaates unver- 
züglich mitzuteilen. 


Artikel 5 

(1) Auf Arbeitnehmer, die von ihrem Betrieb in an- 
dere Mitgliedstaaten zu einer vorübergehenden 
Tätigkeit im Sinne der auf Grund des Artikels 51 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft erlassenen Vorschriften 
über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 
entsandt werden, ohne die Voraussetzungen der 
Anwendung des Artikels 6 zu erfüllen, ist die am 
Ort des entsendenden Betriebes geltende Arbeits- 
rechtsordnung weiterhin anzuwenden. 

(2) Durch Absatz 1 wird die zwingende Anv/en- 
dung der am jeweiligen Tätigkeitsort bestehenden 
Vorschriften nach Artikel 4 Absatz 1 Nr. 2 lit. a - f 
nicht berührt. 

A r t i k e 1 6 

(1) Mit Arbeitnehmern, deren Tätigkeit einen häu- 
figen Wechsel des Arbeitsortes bedingt, ohne daß 
sie in einen anderen als ihren Stammbetrieb einge- 
gliedert werden, kann durch Arbeitsvertrag die An- 
wendung entweder der am Ort ihres Stammbetriebes 
oder der am Ort ihrer überwiegenden Tätigkeit gel- 
tenden Arbeitsrechtsordnung vereinbart werden. Die 
Vereinbarung bedarf der Schriftform. 

(2) Ist keine Vereinbarung über die anzuwendende 
Arbeitsrechtsordnung getroffen worden, so ist die am 
Ort des entsendenden Stammbetriebes geltende 
Arbeitsrechtsordnung anzuwenden. 

(3) Durch die Absätze 1 und 2 dieses Artikels wird 
die zwingende Anwendung der am jeweiligen Tä- 
tigkeitsort bestehenden Vorschriften nach Artikel 
4 Abs. 1 Nr. 2 lit. a-f nicht berührt. 

(4) Die Absätze 1-3 dieses Artikels finden auf 
von einer festen Handelsniederlassung angestellte 
Handelsreisende keine Anwendung. Diese unterlie- 
gen den Vorschriften des Artikels 3 oder, falls sie 
ständig in einem anderen Mitgliedstaat als demjeni- 
gen der Handelsniederlassung beschäftigt sind, der 
Arbeitsrechtsordnung dieses anderen Mitglied- 
staates. 

Artikel 7 

(1) Ansprüche gegen den Arbeitgeber oder gegen 
andere Arbeitnehmer, die im Zusammenhang mit 
den durch die gesetzlichen Vorsdiriften über die 
Soziale Sicherheit gedeckten Risiken stehen, richten 
sich nach der Rechtsordnung, die nach den auf Grund 
des Artikels 51 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft erlassenen 
Vorschriften über die Soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer anzuwenden ist. Dies gilt insbesondere 
für die Ansprüche auf Lohnfortzahlung aus Anlaß 
von Krankheit und Mutterschaft sowie für Schaden- 
ersatzansprüche aus der Herbeiführung von Arbeits- 
unfällen und Berufskrankheiten. 
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(2) Hängt die Leistung im Sinne des Absatzes l 
von der Mitgliedschaft zu einer Versorgungskasse 
ab, so richtet sich der Anspruch auf Erwerb der 
Mitgliedschaft nach der Rechtsordnung, die gemäß 
Absatz 1 auf die Soziale Sicherheit anzuwenden ist. 

(3) Entgegenstehende Vereinbarungen sind von 
Rechts wegen nichtig. 


Artikel 8 

Für alle Sachgebiete, die in den Anwendungsbereich 
dieser Verordnung fallen, richten sich Qualifikation 
und Auslegung der anzuwendenden nationalen Be- 
stimmungen nach der Rechtsordnung, die nach den 
vorstehenden Vorschriften im Einzelfall anzuwen- 
den ist. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


} 
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Begründung 


A. ALLGEMEINES 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates 
vom 15. Oktober 1968 wurde die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft herge- 
stellt. Die dadurch in großem Umfang ermöglichte 
grenzüberschreitende Arbeitskräftemobilität hat 
zur Folge, daß auf immer mehr Arbeitsverträge, 
die in einem anderen Mitgliedstaat als dem Her- 
kunftsland des Arbeitnehmers zu erfüllen sind, die 
Anwendung mehrerer nationaler Arbeitsrechtsord- 
nungen sich anbietet. Die gleiche rechtliche Situation 
tritt auch dann ein, wenn Unternehmen, die ihren 
Sitz in einem Mitgliedstaat haben, im Rahmen der 
zu Artikel 52 ff. EWG-Vertrag erlassenen Vorschrif- 
ten über die Niederlassungsfreiheit Betriebe oder 
Zweigniederlassungen in anderen Mitgliedstaaten 
errichten und dort teils einheimische, teils aus dem 
Stammunternehmen abgeordnete Arbeitnehmer be- 
schäftigen. In allen diesen Fällen erhebt sich die 
Frage, welche der mehreren sich anbietenden natio- 
nalen Arbeitsrechtsordnungen auf das innergemein- 
schaftliche Arbeitsverhältnis anzuwenden ist. Die 
Beantwortung dieser Frage hängt nach der gegen- 
wärtigen Rechtslage innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaften davon ab, welche Anknüpfungs- 
merkmale die nationalen Vorschriften über Rechts- 
konflikte für die Ermittlung der anwendbaren Ar- 
beitsrechtsordnung festlegen. Nach diesen An- 
knüpfungsmerkmalen entscheidet es sich, ob auf ein 
innergemeinschaftliches Arbeitsverhältnis die in- 
ländische Arbeitsrechtsordnung, d. h. die am Sitz 
des im Streitfälle angerufenen Gerichts geltende 
Arbeitsrechtsordnung (lex fori) oder eine Arbeits- 
rechtsordnung eines anderen Mitgliedstaates anzu- 
wenden ist. 

Nach den bestehenden nationalen Vorschriften über 
Rechtskonflikte sowie aufgrund der Rechtspre- 
chung der nationalen Gerichte werden diese 
Anknüpfungsmerkmale außerordentlich unterschied- 
lich gehandhabt. Insbesondere stehen sich zwei 
Systeme gegensätzlich gegenüber: Nach den in Bel- 
gien, Frankreich, Italien und Luxemburg geltenden 
Systemen werden die zwingenden Vorschriften des 
innerstaatlichen Arbeitsrechts weitestgehend als 
„lois de Police et de sürete" qualifiziert, so daß der 
Anwendung des innerstaatlichen Arbeitsrechts auf 
innergemeinschaftliche Arbeitsverhältnisse der Vor- 
zug gegeben wird. In der Bundesrepublik Deutsch- 
land und in den Niederlanden dagegen genießt die 
freie Vereinbarung der anzuwendenden Arbeits- 
rechtsordnung durch die Parteien eines innergemein- 
schaftlichen Arbeitsverhältnisses Vorrang, so daß 
das Eindringen des Arbeitsrechts der anderen Mit- 
gliedstaaten in die innerstaatliche Rechtsordnung 
erleichtert wird. Soweit „lois de police et de sürete" 
die Anwendung der arbeitsrechtlichen lex fori nicht 
zwingend gebieten, knüpfen die nationalen Rechts- 


ordnungen die anwendbare Arbeitsrechtsordnung an 
sehr unterschiedliche Merkmale an: an das Erfül- 
lungsstatut (anwendbar ist die Arbeitsrechtsordnung 
des Ortes, an dem der Arbeitsvertrag zu erfüllen 
ist), an das Statut des Betriebssitzes (anwendbar ist 
die Arbeitsrechtsordnung des Ortes, an dem sich 
der Betrieb befindet), an das Heimatstatut (anwend- 
bar ist die Arbeitsrechtsordnung, der die Arbeitsver- 
tragsparteien auf Grund ihrer gemeinsamen Staats- 
angehörigkeit unterliegen), an das Vertragsstatut 
(anwendbar ist die Arbeitsrechtsordnung des Ortes, 
an dem der Arbeitsvertrag abgeschlossen wurde). 

Ein besonderes Problem des arbeitsrechtlichen Kon- 
fliktsrechts ergibt sich ferner daraus, daß durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 über die Soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer ^) zwar einheit- 
liche Regeln für die Anwendung der nationalen Vor- 
schriften der gesetzlichen Sozialen Sicherheit inner- 
halb der Europäischen Gemeinschaften geschaffen 
wurden, daß aber für die diese ergänzenden arbeits- 
rechtlichen Leistungspflichten des Arbeitgebers - 
z. B. auf den Gebieten der Krankenlohnzahlung, der 
Mutterschutzleistungen und der Entschädigungs- 
regelungen aus Arbeitsunfällen - nicht die Rechts- 
anwendungsregeln der Verordnung Nr. 1408/71 gel- 
ten. Hierdurch kann es geschehen, daß Arbeitnehmer, 
die in innergemeinschaftlichen Arbeitsverhältnissen 
beschäftigt sind, soziale Vorsorgeansprüche ver- 
lieren, soweit diese in Ergänzung zu den Ansprüchen 
aus der Sozialen Sicherheit auf arbeitsrechtlichen 
Vorschriften beruhen; denn für diese kommen nicht 
die einheitlichen Rechtsanwendungsregeln der Ver- 
ordnung Nr. 1408/71, sondern die unterschiedlichen 
Vorschriften der nationalen Konfliktsrechtssysteme 
in Betracht. 

Die von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterschied- 
liche Rechtsanwendung auf innergemeinschaftliche 
Arbeitsverhältnisse verursacht eine erhebliche 
Rechtsunsicherheit, die geeignet erscheint, der Frei- 
zügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemein- 
schaft Hindernisse entgegenzusetzen. Im Falle eines 
Rechtsstreits können sowohl nach den Zivilprozeß- 
systemen der Mitgliedstaaten als auch auf Grund 
des Übereinkommens der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften über die gerichtliche Zu- 
ständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 
27. September 1968 Gerichtsstände in mehreren Mit- 
gliedstaaten begründet sein (Gerichtsstand des Un- 
ternehmenssitzes, der Zweigniederlassung, des Er- 
füllungsortes, Gerichtsstand kraft Vereinbarung oder 
kraft Einlassung). Da jedes Gericht die anzuwenden- 
de Arbeitsrechtsordnung nach dem Konfliktsrecht der 


g Amtsblatt Nr. L 149 vom 5. Juli 1971 
Diese Verordnung wird an die Stelle der Verordnung 
Nr. 3 treten, die gegenwärtig noch anzuwenden ist. 
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lex fori zu ermitteln hat, wird evident, daß die Fest- 
stellung der Rechte und Pflichten der Arbeitsver- 
tragsparteien nicht allein nach objektiven Maßstäben 
des materiellen Rechts, sondern auch nach prozessu- 
alen Gesichtspunkten erfolgt, die an sich dem Wesen 
und Ziel der Freizügigkeit, wie sie in der Begrün- 
dung zur Verordnung Nr. 1612/68 formuliert sind, 
fremd sein müßten. Denn nach dieser Begründung 
gehört zu dem Recht auf Freizügigkeit: 

a) daß die Rechte und Pflichten der Arbeitsvertrags- 
parteien auch dann nach einheitlichen, objektiven 
Maßstäben -bestimmbar sind, wenn das Arbeits- 
verhältnis einen innergemeinschaftlichen Charak- 
ter aufweist; 

b) daß jedes angerufene Gericht, gleichgültig in wel- 
chem Mitgliedstaat es sich befindet, die auf inner- 
gemeinschaftliche Arbeitsverhältnisse anzuwen- 
dende Arbeitsrechtsordnung nach einheitlichen, 
objektiven Maßstäben ermitteln kann; 

c) daß die anzuwendende Rechtsordnung für alle 
gleichartigen Sachverhalte gleichmäßig und ob- 
jektiv bestimmt ist und die freie Rechtswahl mit- 
tels Vereinbarung unter den Parteien des Ar- 
beitsvertiages nur insoweit zugelassen wird, als 
dies der Förderung eines optimalen Arbeitskräf- 
teaustausches dienlich ist. 

Aus diesen Gründen dient die vorgeschlagene Ver- 
ordnung der Verwirklichung folgender Grundsätze: 

1. Die Verordnung dient der Beseitigung von Hin- 
dernissen, die der Freizügigkeit der Arbeitneh- 
mer infolge der unterschiedlichen nationalen 
Vorschriften des Konfliktsrechts entgegenstehen 
und sollte daher auf alle Arbeitsverhaltnisse ange- 
wandt werden, die der Verordnung Nr. 1612/68 
unterliegen. Infolge ihrer Funktion als Ergänzung 
zu den Vorschriften über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft wird 
sie infolgedessen auf Grund des EWG-Vertrages 
erlassen. 

2. Sie gewährleistet dem Arbeitnehmer am Erfül- 
lungsort den gleichen sozialen Mindestschutz wie 
den dort ansässigen Arbeitnehmern. Dies erfor- 
dert der in der Verordnung Nr. 1612/68 indizierte 
Gleichbehandlungsgrundsatz. 

3. Sie gestattet die freie Rechtswahl insoweit, als 
durch die damit verbundene Gewährung gün- 
stiger Arbeitsbedingungen der Arbeitskräfteaus- 
tausch innerhalb der Gemeinschaft optimal ge- 
staltet werden kann. 

4. Sie trifft in den Fällen, in denen auf Grund des 
Konfliktsrechts eines Mitgliedstaates das Arbeits- 
recht eines anderen Mitgliedstaates anzuwenden 
ist, Vorsorge, daß hierdurch die gesellschafts- 
und wirtschaftspolitische Struktur des ersten Mit- 
gliedstaates nicht verzerrt wird. 


B. Die einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 ; 

Diese Bestimmung grenzt den Geltungsbereich der 
Verordnung in Anlehnung an die gemäß Artikel 48 
und 49 EWG-Vertrag erlassenen Vorschriften über 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer ab. Auf eine ma- 
teriell-rechtliche Definition der Begriffe „Arbeitsver- 
hältnis", „Arbeitnehmer" und „Arbeitgeber" wird 
verzichtet. Insoweit bestimmt jeder Mitgliedstaat 
durch seine Rechtsordnung selbst, welche Recht.sver- 
hältnissse als Arbeitsverhältnisse anzusehen sind. 
Diese Art der Abgrenzung des Geltungsbereiches ist 
die gleiche, die schon in Artikel 1 der Verordnung 
Nr. 1612/68 angewandt wurde. Bei Zweifelsfällen 
über den Geltungsbereich ist überdies die Entschei- 
dungszuständigkeit des Gerichtshofs der Europäi- 
schen Gemeinschaften nach Artikel 177 EWG-Vertrag 
begründet. 

Die Einbeziehung des in Artikel 11 der Verordnung 
Nr. 1612/68 genannten Personenkreises in die vor- 
geschlagene Verordnung ist dadurch gerechtfertigt 
daß der Ehegatte oder die Kinder eines Arbeitneh- 
mers, die selbst nicht die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaates besitzen, jenem in jeden anderen 
Mitgliedstaat folgen und dort ebenfalls eine Tätig- 
keit im Lohn- oder Gehaltsverhältnis ausüben kön- 
nen. Auch auf sie treffen daher die oben unter A. 
geäußerten Erwägungen zu. 


Zu Artikel 2: 

Im Interesse der Rechtssicherheit erscheint es not- 
wendig, diese rein konfliktsrechtlichen Begriffe au- 
thentisch zu definieren. Durch die Definition der 
„Arbeitsrechtsordnung" soll insbesondere erreicht 
werden, daß die Verordnung in umfassender Weise 
auf alle denkbaren Rechtsquellen des Arbeitsrechls 
angewandt wird. Für Kollektivverträge kann dies 
selbstverständlich nur insoweit gelten, als das auf 
Grund dieser Verordnung anzuwendende gesetzliche 
Arbeitsrecht die Bindung der Arbeitsvertragspartei- 
en an einen Kollektivvertrag, sei es durch Organi- 
sationszugehörigkeit oder im Wege der Allgemein- 
verbindlichkeit, vorsieht und das Arbeitsverhältnis in 
den Geltungsbereich eines Kollektivvertrages fällt. 
Die Definition des „Beschäftigungsbetriebes" soll 
klarstellen, daß Anknüpfungspunkt für die anzuwen- 
dende Arbeitsrechtsordnung in Übereinstimmung mit 
den bisherigen nationalen Rechtspraktiken nicht je- 
der zufällige und vorübergehende Ort der Arbeits- 
leistung, sondern der Ort ist, der den organisatori- 
schen, d. h. „regelmäßigen" Mittelpunkt des Arbeits- 
verhältnisses bildet. Sogenannte Ausstrahlungen ei- 
nes Arbeitsverhältnisscs an andere Orte bleiben da- 
her rechtlich ohne Bedeutung. Andererseits soll die 
Anknüpfung aber stets an den regelmäßigen Ort der 
„tatsächlichen" Arbeitsleistung und nicht etwa an 
den Sitz einer weit entfernten Unternehmens- oder 
Betriebsverwaltung erfolgen. 
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Zu Artikel 3: 

Diese Bestimmung legt den Grundsatz fest, daß 
sich die anzuwendende Arbeitsrechtsordnung nach 
dem regelmäßigen Erfüllungsort (Beschäftigungsbe- 
trieb) zu richten hat. Dadurch wird am besten ge- 
währleistet, daß Arbeitnehmer in innergemein- 
schaftlichen Arbeitsverhältnissen den einheimischen 
Arbeitnehmern gleichgestellt sind. Aus der systema- 
tischen Stellung dieser Vorschrift ergibt sich, daß 
es sich um eine allgemeine Regel handelt, die nur in 
den eng begrenzten Ausnahmefällen, die die Verord- 
nung in den Artikeln 4-6 selbst aufstellt, durch- 
brochen werden darf. 


Zu Artikel 4: 

Bei Versetzung von Arbeitnehmern eines Unterneh- 
mens in ausländische Betriebe des gleichen Unter- 
nehmens können es sozialpohtische Gründe (leich- 
tere Versetzung abordnungswilliger Arbeitnehmer, 
Gleichbehandlung des Zweigstellenpersonals mit 
dem Stammpersonal) wie auch organisatorische Er- 
wägungen (zentrale Sozialkostenplanung, Erleich- 
terung eines turnusmäßigen Austausches von Stamm- 
personal und Zweigstellenpersonal) rechtfertigen, 
daß der in den ausländischen Zweigbetrieb abge- 
ordnete Arbeitnehmer seine bisherigen Arbeitsbe- 
dingungen beibehält. Dieser Erwägung trägt Artikel 
4 durch die ausnahmsweise Zulassung der freien 
Rechts wähl Rechnung. Die Beibehaltung der bisheri- 
gen Arbeitsbedingungen gilt aber nur im Falle aus- 
drücklicher schriftlicher Vereinbarung. Fehlt diese, 
so findet auch auf diese Arbeitnehmer die allgemei- 
ne Regel des Artikels 3 Anwendung. 

Um jedoch durch die freie Rechtswahl die sozial- und 
wirtschaftspolitische Ordnung des Gastlandes nicht 
zu verzerren, wird es erforderlich, die „lois de police 
et de sürete" des Gastlandes für unabdingbar zu er- 
klären. Hierfür ist ein zw^eistufiges Verfahren vor- 
gesehen: Gesetzliche und kollektivvertragliche Vor- 
schriften, die in den Mitgliedstaaten überwiegend 
als „lois de police et de sürete'' anerkannt sind, wer- 
den um der Rechtsklarheit willen in Artikel 4 Abs. 1 
ausdrücklich festgelegt. Da aber jeder Mitgliedstaat 
eine andere gesellschaftspolitische Konzeption auf- 
weist, erscheint es zweckmäßig, den Mitgliedstaaten 
zu gestatten, nach dem in Artikel 4 Abs. 2 genannten 
Verfahren weitere Vorschriften zu „lois de police et 
de sürete" zu erklären, soweit dadurch nicht gegen 
die auf Grund von Artikel 48 und 49 des Vertrages 
erlassenen Rechtsvorschriften verstoßen wird. 


Zu Artikel 5; 

Das Prinzip der Einheit des sozialen Schutzes läßt es 
geboten sein, für vorübergehend entsandte Arbeit- 
nehmer, die nicht unter den Tatbestand des Artikels 
4 fallen, also nicht an ausländische Betriebe des glei- 
chen Unternehmens versetzt werden, eine Überein- 


stimmung der Rechtsanwendung im Arbeitsrecht mit 
derjenigen in der Sozialen Sicherheit herzustellen. 
Für Versetzungen an ausländische Betriebe des 
gleichen Unternehmens gilt dagegen Artikel 5 nicht, 
sondern ausschließlich Artikel 4 als lex specialis, 
und zwar ohne Rücksicht auf die Dauer der Ver- 
setzung. 


Zu Artikel 6: 

Die in dieser Bestimmung enthaltene Regelung er- 
klärt sich daraus, das es sich um Arbeitnehmer han- 
delt, die an keinem bestimmten Erfüllungsort tätig 
sind, an den die Anwendung einer bestimmten Ar- 
beitsrechtsordnung angeknüpft werden könnte. Es 
wäre mit der Forderung nach Rechtssicherheit unver- 
einbar, Vv^enn auf diese Arbeitnehmer infolge des 
berufsbedingten häufigen Wechsels des faktischen 
Arbeitsortes in kurzen Zeitabständen jeweils eine 
andere Arbeitsrechtsordnung angewandt werden 
müßte. Es ergibt sich daher aus der Natur der Sache, 
daß für diesen - im übrigen sehr eng begrenzten - 
Personenkreis eine gewisse Freiheit der Rechtswahl 
zuzulassen sei, wie sie bisher auch schon nach den 
einzelstaatlichen Konfliktsrechtsordnungen besteht. 

Selbstverständlich mußten auch hier die am tatsäch- 
lichen Beschäftigungsort geltenden „lois de police 
et de sürete" für unabdingbar erklärt werden, soweit 
dies nach der Natur des Arbeitsverhältnisses sinn- 
voll erscheint. 

Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß für angestellte 
Handelsreisende, die ebenfalls unter Artikel 6 fallen 
könnten, eine Rechtsvereinheitlichung im Rahmen 
der Gemeinschaft in Vorbereitung ist, an die die 
jetzige Regelung später anzupassen sein wird. 

Zu Artikel 7: 

Diese Bestimmung soll verhindern, daß der Arbeit- 
nehmer sozial schutzlos wird, wenn - wie dies in 
einigen Rechtsordnungen der Fall ist - anstelle der 
Institutionen der Sozialen Sicherheit der Arbeitge- 
ber die Sozialleistungen für eine bestimmte Zeit - 
vor allem in Form der Lohnfortzahlung bei Arbeits- 
unfähigkeit - zu tragen hat. Der erforderliche soziale 
Schutz kann nur dann gewährleistet werden, wenn 
die ersatzweisen Ansprüche auf Sozialleistungen 
gegen den Arbeitgeber nach der gleichen Rechtsord- 
nung beurteilt werden wie die Ansprüche gegen die 
Institutionen der Sozialen Sicherheit. Soweit diese 
ersatzweisen Sozialleistungen nicht vom Arbeitgeber 
selbst, sondern von einer betrieblichen oder kollek- 
tivvertraglichen Versorgungskasse getragen werden, 
können dieser natürlich nicht Mitglieder in einer 
dem innerstaatlichen Recht widersprechenden Weise 
aufgedrängt werden. In diesem Falle muß sich die 
Rechtsanwendungsregel darauf beschränken, fest- 
zulegen, nach welcher Rechtsordnung die Voraus- 
setzungen für die Mitgliedschaft zu einer solchen 
Versorgungskasse zu beurteilen sind. 
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Zu Artikel 8: 

Mit dieser Bestimmung soll die Einheit der anzuwen- 
denden Rechtsordnung nicht nur bezüglich des Wort- 
lautes der arbeitsrechtlichen Gesetze, sondern auch 
bezüglich deren Begriffsbildungen und Auslegung 
zum Ausdruck gebracht werden. Ein Gericht soll 
nicht - wie das im Konfliktsrecht oft geschieht - 
zwar Rechtsnormen einer bestimmten Rechtsordnung 
anwenden, sie aber im Sinne einer anderen Rechts- 
ordnung interpretieren. 
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